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Liebe Mandanten,
das Leben kann leider nicht immer bunt sein 
- ist das vielleicht sogar ganz gut so? Das 
ist alles eine Frage der Perspektive. Denn 
wäre das Leben ein konstanter Höhenflug, 
würden wir all die positiven Reize, die es 
uns bietet, wohl kaum mehr wahrnehmen. 
Das wäre doch schrecklich. Und packt man 
die vermeidlich grauen und unangenehmen 
Dinge zielgerichtet und konzentriert an, so 
stellt sich schnell heraus, dass das eigentlich 
doch alles gar nicht so schlimm ist und die 
bunte Seite des Lebens überwiegt. Das wol-
len wir Ihnen mit diesem Bild sagen.

Herzlichst
Ihr Team Schild und Partner
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine August 2018

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 
abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁵ In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2018 ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, wird die Steuer am 16.08.2018 
fällig.

⁶ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 
müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 27.08.2018) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag³ 10.08.2018 13.08.2018 07.08.2018

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer⁴ 10.08.2018 13.08.2018 07.08.2018

Gewerbesteuer 15.08.2018⁵ 20.08.2018 10.08.2018

Grundsteuer 15.08.2018⁵ 20.08.2018 10.08.2018

Sozialversicherung⁶ 29.08.2018 entfällt entfällt
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Zahlungsverzug:  
Höhe der Verzugszinsen

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der 
Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner 
durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhe-
bung sowie der Mahnbescheid.
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

_für die Leistung eine Zeit nach dem 
Kalender bestimmt ist,

_die Leistung an ein vorausgehendes 
Ereignis anknüpft,

_der Schuldner die Leistung verwei-
gert,

_besondere Gründe den sofortigen 
Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, al-
lerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nötigenfalls 
auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung 
beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu 
verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für 
das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechts-
geschäfte, an denen Verbraucher nicht 
beteiligt sind, neun Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäi-
schen Zentralbank vor dem ersten Kalender-
tag des betreffenden Halbjahrs.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S
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Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz

Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung

01.01. bis 30.06.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.01. bis 30.06.2016 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2016 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. - 31.12.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

Im Geschäftsverkehr gilt insbesondere Folgendes:

_Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als 
Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.

_Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.

_Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.

_Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszu-
gang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

_Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags 
erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

_Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, 
die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

_Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage 
dauern.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze 
ab 1. Januar 2015:
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine September 2018

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat.

⁵ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 
müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.09.2018) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag ³ 10.09.2018 13.09.2018 07.09.2018

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Einkommensteuer,  
Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 10.09.2018 13.09.2018 07.09.2018

Körperschaftsteuer, Soli-
daritätszuschlag 10.09.2018 13.09.2018 07.09.2018

Umsatzsteuer ⁴ 10.09.2018 13.09.2018 07.09.2018

Sozialversicherung ⁵ 26.09.2018 entfällt entfällt
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Steuerabzug für Bauleistungen bei der 
Installation von Photovoltaikanlagen

Zur Sicherung von Steueransprüchen bei 
Bauleistungen an einem Bauwerk hat der 
Auftraggeber (Leistungsempfänger) einen 
besonderen Steuerabzug vorzunehmen, 
wenn er selbst Unternehmer ist. Er darf 
nur 85 % der für die erhaltene Bauleistung 
vereinbarten Vergütung an den leistenden 
Bauunternehmer (Leistender) auszahlen. 
Die restlichen 15 % muss er für Rechnung 
des Leistenden an das für diesen zuständige 
Finanzamt anmelden und abführen.

Der Begriff „Bauwerk“ ist weit auszulegen 
und umfasst nicht nur Gebäude. Die An-
nahme einer Bauleistung an einem Bau-
werk setzt allerdings voraus, dass sie sich 
unmittelbar auf die Substanz des Bauwerks 
auswirkt. Hierzu zählen auch Erhaltungsauf-
wendungen.

Eine Unterscheidung zwischen Gebäuden 
und Betriebsvorrichtungen ist nach einem 
Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf für 
den Begriff des Bauwerks nicht relevant. Es 
entschied, dass zu den abzugssteuerpflichti-
gen Bauleistungen auch das Aufstellen einer 
Aufdach-Photovoltaikanlage gehört.

E I N K O M M E N S T E U E R

Hinweis: In bestimmten Fällen muss der 
Leistungsempfänger den Steuerabzug nicht 
vornehmen. 

Der Steuerabzug entfällt, wenn

_der Bauunternehmer dem Leis-
tungsempfänger eine im Zeitpunkt 
der Gegenleistung gültige Freistel-
lungsbescheinigung vorlegt oder

_die Bauleistungen auf vom Leis-
tungsempfänger vermietete Woh-
nungen entfallen und dieser nicht 
mehr als zwei Wohnungen vermie-
tet oder

_die geschuldete Gegenleistung im 
laufenden Kalenderjahr voraussicht-
lich eine bestimmte Freigrenze nicht 
übersteigt.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Krankheits- und Beerdigungskosten als 
außergewöhnliche Belastung

Ein Ehemann zahlte für seine schwerkranke 
Frau Behandlungskosten an eine Privatklinik. 
Die Krankenkasse übernahm nur einen Teil 
dieser Kosten. Die Ehefrau verstarb noch im 
selben Jahr. Den nicht von der Kasse über-
nommenen Teil der Klinikkosten sowie die 
Beerdigungskosten machte er als außerge-
wöhnliche Belastung in seiner Einkommen-
steuererklärung 2009 geltend. Das Finanz-
amt erkannte einen Teil der Kosten, u. a. für 
Reiki-Behandlungen, spezielle Schuhe und 
verschiedene Medikamente sowie die Beer-
digungskosten nicht an.

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffas-
sung des Finanzamts. Es wurden weder ein 
amtsärztliches Gutachten noch eine ärztliche 
Bescheinigung des Medizinischen Diensts 
der Krankenversicherung vorgelegt. Diese – 
2011 rückwirkend eingeführten – formalen 
Nachweispflichten sind jedoch zur Bestäti-
gung der Zwangsläufigkeit der Aufwendun-
gen geboten und verfassungsrechtlich nicht 
zu beanstanden.

Auch die Beerdigungskosten konnte der 
Ehemann nicht abziehen, weil er sie aus 
dem Nachlass bestreiten konnte und er so-
mit wirtschaftlich nicht belastet war.

An- und Abreisekosten zu auswärtiger 
Betriebsveranstaltung sind kein geld-
werter Vorteil

Anlässlich der Ehrung von Jubilaren hatte 
ein Arbeitgeber die gesamte Belegschaft zu 
einer abendlichen Veranstaltung eingeladen. 
Grundsätzlich konnten die Arbeitnehmer 
selbstständig anreisen. Es bestand jedoch 
auch die Möglichkeit, einen Shuttlebus in 
Anspruch zu nehmen. Im Rahmen einer 
Lohnsteuer-Außenprüfung bezog das Fi-
nanzamt die Kosten für den Bustransfer in 
die Bemessungsgrundlage des den Arbeit-
nehmern zugewendeten geldwerten Vorteils 
ein. Hierdurch überschritten die Aufwendun-
gen je Arbeitnehmer die 110 € Freigrenze 
und führten damit zur Lohnversteuerung.

Das Finanzgericht Düsseldorf entschied, 
dass es sich bei den Transferkosten um 
Aufwendungen für den äußeren Rahmen 
der Betriebsveranstaltung ohne eigenen 
Konsumwert handelt und diese daher nicht 
in die Berechnung des geldwerten Vorteils 
einzubeziehen sind.

Hinweis: Seit 2015 gilt statt der Freigrenze 
ein Freibetrag von 110 € je Betriebsveran-
staltung und teilnehmendem Arbeitnehmer 
für maximal zwei Betriebsveranstaltungen 
jährlich.
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Rentenzahlungen aus einer vor dem 1. 
Januar 2005 abgeschlossenen, begüns-
tigten privaten Rentenversicherung mit 
Kapitalwahlrecht

In der bis zum 31. Dezember 2004 gültigen 
Fassung des Einkommensteuergesetzes 
waren Rentenversicherungen mit Kapital-
wahlrecht gegen laufende Beitragszahlung 
begünstigte Sonderausgaben. Das Kapital-
wahlrecht durfte nicht vor Ablauf von zwölf 
Jahren seit Vertragsabschluss ausgeübt wer-
den können. Die laufende Beitragszahlung 
musste für mindestens fünf Jahre ab dem 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses verein-
bart sein.

Wird bei einer solchen Rentenversicherung 
das Kapitalwahlrecht nicht in Anspruch 
genommen, sondern wird die Versiche-
rung als Leibrente in monatlichen Beträgen 
ausgezahlt, ist nach Auffassung der Finanz-

E I N K O M M E N S T E U E R

verwaltung der Rentenbezug insgesamt den 
sonstigen Einkünften zuzuordnen und mit 
dem Ertragsanteil zu versteuern.

Das Finanzgericht Baden Württemberg teilt 
diese Auffassung nicht. Es entschied, dass 
bei nach alter Rechtslage begünstigten Ver-
trägen die gesamten Rentenzahlungen den 
Einkünften aus Kapitalvermögen zuzuord-
nen seien. Dies habe die Steuerfreistellung 
zur Folge. Abgeltungsteuer sei folglich nicht 
zu entrichten.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.

Hinweis: Wird bei einer vor dem 1. Januar 
2005 abgeschlossenen Lebensversicherung 
die Ablaufleistung komplett und in einem 
Betrag ausgezahlt, ist die Auszahlung in 
voller Höhe steuerfrei.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Dienstwagen für Ehegatten mit Minijob

Die steuerliche Anerkennung eines Ehegat-
tenarbeitsverhältnisses setzt voraus, dass es 
ernsthaft vereinbart ist und entsprechend 
der Vereinbarung tatsächlich durchgeführt 
wird. Die Anforderungen an den Nachweis 
sind hoch. Die vertragliche Gestaltung muss 
auch unter Fremden üblich sein, dem sog. 
Fremdvergleich standhalten.

Das Finanzgericht Köln entschied, dass die 
Überlassung eines Dienstwagens für private 
Zwecke an den Arbeitnehmer-Ehegatten 
auch im Rahmen eines geringfügigen Be-
schäftigungsverhältnisses üblich sein kann, 
wenn – wie im entschiedenen Sachverhalt – 
die gewährte Vergütung aus Bar- und Sach-
lohn nicht die Grenzen der Angemessenheit 
überschreitet.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.

Hinweis: Der Bundesfinanzhof hat zwi-
schenzeitlich in einem anderen Fall ent-
schieden, dass die Überlassung eines 
Firmenwagens zur privaten Nutzung an 
einen geringfügig beschäftigten Arbeitneh-
mer-Ehegatten offensichtlich nicht fremdüb-
lich ist. Demnach würde ein Arbeitgeber 
einem familienfremden geringfügig Be-
schäftigten regelmäßig kein Fahrzeug über-
lassen, da dieser durch eine umfangreiche 
Privatnutzung des Pkw die Vergütung für 
die Arbeitsleistung in unkalkulierbare Höhen 
steigern könnte.
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Steuerneutrale Übertragung eines 
Einzelunternehmens auf eine GmbH 
nur bei Übertragung aller wesentlichen 
Betriebsgrundlagen

Bringt ein Einzelunternehmer seinen Betrieb 
in eine Kapitalgesellschaft (z. B. GmbH) ein, 
führt dies grundsätzlich zu einer Aufde-
ckung der stillen Reserven und damit zu 
einem einkommensteuerpflichtigen Aufga-
begewinn. Nur unter bestimmten Voraus-
setzungen kann die Kapitalgesellschaft die 
Buchwerte des bisherigen Betriebs fortfüh-
ren, sodass es zu keinem Aufgabegewinn 
kommt. Eine der Voraussetzungen ist, dass 
alle wesentlichen Betriebsgrundlagen auf die 
Kapitalgesellschaft übertragen werden, d. h., 
dass zumindest das wirtschaftliche Eigentum 
übergeht.

Der Begriff „wesentliche Betriebsgrundlage“ 
ist funktional zu verstehen. Als funktional 
wesentlich sind die Wirtschaftsgüter anzuse-
hen, die für den Betriebsablauf ein wesentli-
ches Gewicht haben und damit für die Fort-
führung des Betriebs notwendig sind oder 
dem Betrieb das Gepräge geben. Grundstü-
cke, wozu auch der Miteigentumsanteil an 

einem Grundstück gehört, auf dem die Ka-
pitalgesellschaft ihr Unternehmen betreibt, 
gehören fast immer zu den wesentlichen 
Grundlagen eines Einzelunternehmens. Wird 
das Grundstück bzw. der Miteigentumsanteil 
nicht auf die Kapitalgesellschaft mitübertra-
gen, scheidet eine Buchwertfortführung aus 
und es kommt zu einem Aufgabegewinn.

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs 
gelten diese Grundsätze auch im Rahmen 
einer Betriebsaufspaltung. Eine solche liegt 
vor, wenn der Nutzungsberechtigte (im 
Regelfall der Eigentümer) zumindest eine 
wesentliche Betriebsgrundlage der GmbH 
zur Nutzung überlässt (sog. sachliche Ver-
flechtung) und die GmbH aufgrund seiner 
Beteiligung beherrscht (sog. personelle 
Verflechtung).

Hinweis: Das Urteil des Bundesfinanzhofs 
ist zur Rechtslage vor 2007 ergangen, gilt 
aber auch für die neue Rechtslage ab 2007.

E I N K O M M E N S T E U E R
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U M S AT Z S T E U E R

Vorsteuerabzug für Verzicht auf Pacht-
vertrag trotz steuerfreier Grundstücks-
veräußerung möglich

Verzichtet ein Pächter gegen Entgelt auf sei-
ne Rechte aus einem langfristigen Pachtver-
trag, kann der Verpächter die in Rechnung 
gestellte Umsatzsteuer als Vorsteuer abzie-
hen, wenn er das Grundstück steuerpflichtig 
verpachtet hatte. Eine anschließende um-
satzsteuerfreie Veräußerung des Grund-
stücks ist jedenfalls dann unschädlich für den 
Vorsteuerabzug, wenn die vorzeitige Auflö-
sung des Pachtvertrags zu einem Zeitpunkt 
erfolgt, in dem das Pachtverhältnis noch 
besteht und zu diesem Zeitpunkt die Absicht 
einer steuerfreien Grundstücksveräußerung 
nicht festgestellt werden kann.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

A R B E I T S R E C H T

Geschäftsführer einer GmbH sind regel-
mäßig sozialversicherungspflichtig

Geschäftsführer einer GmbH unterliegen 
grundsätzlich den Weisungen der Gesell-
schafter und sind deshalb regelmäßig als 
abhängig beschäftigt und damit als sozial-
versicherungspflichtig anzusehen. Dies hat 
das Bundessozialgericht entschieden.

Eine Ausnahme gilt für Geschäftsführer, die 
zugleich Gesellschafter der GmbH sind, 
wenn sie durch Einflussnahme auf die Ge-
sellschafterversammlung die Geschicke der 
Gesellschaft bestimmen können. Dies ist re-
gelmäßig der Fall, wenn ein Geschäftsführer 
mindestens 50 % der Anteile am Stammka-
pital hält. Bei einer geringeren Kapitalbetei-
ligung bedarf es ausdrücklicher Regelungen 
im Gesellschaftsvertrag über eine umfas-
sende und unentziehbare Sperrminorität, 
sodass es dem Geschäftsführer möglich ist, 
ihm nicht genehme Weisungen der Gesell-
schafterversammlung zu verhindern.

Dementgegen kommt es nicht darauf an, 
ob ein Geschäftsführer einer GmbH im 
Außenverhältnis weitreichende Befugnisse 
besitzt oder ihm etwaige Freiheiten, z. B. 
bei den Arbeitszeiten, eingeräumt werden. 
Entscheidend sind vielmehr die rechtlich 
durchsetzbaren Einflussmöglichkeiten auf die 
Beschlüsse der Gesellschafterversammlung.
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Frist für Betriebskostenabrechnung gilt 
auch bei fehlender Vereinbarung von 
Vorauszahlungen

Die zwölfmonatige Abrechnungsfrist für 
Betriebskostenabrechnungen gilt auch dann, 
wenn zwar die Zahlung von Betriebskosten, 
aber keine monatlichen Vorauszahlungen 
vereinbart worden sind. So lautet eine Ent-
scheidung des Bundesgerichtshofs.

Der Erwerber einer Eigentumswohnung hat-
te dem Verkäufer ein lebenslanges und un-
entgeltliches Wohnrecht eingeräumt. Gleich-
zeitig verpflichtete sich der Verkäufer, alle 
Betriebskosten zu zahlen. Vorauszahlungen 
wurden nicht vereinbart. Der neue Eigentü-
mer erstellte die Betriebskostenabrechnung 
für 2010 im Jahr 2014. Der Wohnberechtigte 
verweigerte die Zahlung der Betriebskosten 
mit der Begründung, dass die Abrechnung 

spätestens innerhalb eines Jahrs nach Ende 
des Abrechnungszeitraums zu erstellen sei.

Dies sah das Gericht ebenso. Der Eigentü-
mer kann keine Erstattung von Betriebs-
kosten verlangen, weil die Abrechnungsfrist 
überschritten ist. Entscheidend ist die Ziel-
setzung des Gesetzgebers, dem Wohnbe-
rechtigten schnell Sicherheit über die zu 
erbringenden Zahlungen zu geben und 
Unsicherheit über zurückliegende Abrech-
nungszeiträume zu vermeiden. Es darf 
letztlich nicht im Belieben des Eigentümers 
stehen, wann er Nebenkosten abrechnet. 
Dieser Grundsatz gilt auch, wenn keine Vor-
auszahlungen zwischen den Parteien verein-
bart sind.

M I E T E R  /  V E R M I E T E R
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Wohnungseigentümer müssen auch 
hohe Sanierungskosten tragen

Hat ein Altbau feuchte Wände und ist da-
durch die Nutzung der Räumlichkeiten stark 
beeinträchtigt, muss eine Wohnungseigen-
tümergemeinschaft die Schäden beseitigen, 
auch wenn die Kosten dafür sehr hoch sind. 
Notfalls muss die Sanierung gemeinsam 
finanziert werden. Das hat der Bundesge-
richtshof entschieden.

In einem 1890 erbauten Gebäude waren die 
Außenwände in drei Eigentumseinheiten im 
Souterrain stark durchfeuchtet. Laut einem 
eingeholten Gutachten sollte die Sanierung 
300.000 € kosten. Der Mehrheit der Eigentü-
mer war dies zu teuer. Die Sanierung wur-

de mit der Begründung abgelehnt, dass in 
Altbauten feuchte Wände durchaus üblich 
seien.

Nach Auffassung des Gerichts muss die 
Sanierung durchgeführt werden. Eine Ei-
gentümergemeinschaft ist verpflichtet, das 
Gemeinschaftseigentum instand zu halten 
und notfalls auch zu sanieren. Entscheidend 
ist dabei, wie die Räume genutzt werden. 
Für Kellerräume in einem Altbau würden 
andere Maßstäbe gelten als für Wohnungen 
und Geschäftsräume. Bei letzterer Nutzung 
könne auch bei Altbauten erwartet werden, 
dass die Wände nicht feucht sind.

Z I V I L R E C H T
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V E R FA H R E N S R E C H T

Nachzahlungszinsen könnten ab 2015 
verfassungswidrig hoch sein

Ein Ehepaar musste im Jahr 2017 nach einer 
Außenprüfung Einkommensteuer nachzah-
len. Gleichzeitig setzte das Finanzamt für 
den Zeitraum April 2015 bis November 2017 
Nachzahlungszinsen von etwa 240.000 € 
fest. Das Ehepaar legte gegen die Zinsfest-
setzung Einspruch ein und beantragte die 
Aussetzung der Vollziehung.

Der Bundesfinanzhof gab dem Aussetzungs-
antrag statt. Bei summarischer Prüfung hatte 
er für Verzinsungszeiträume ab dem Jahr 
2015 schwerwiegende Zweifel an der Verfas-

sungsmäßigkeit der Zinsregelung. Danach 
betragen die Zinsen für jeden Monat einhalb 
Prozent einer nachzuzahlenden oder zu 
erstattenden Steuer.

Hinweis: Zur Frage, ob der gesetzliche 
Zinssatz für Veranlagungszeiträume ab 2010 
bzw. ab 2012 verfassungsgemäß ist, liegen 
dem Bundesverfassungsgericht bereits Ver-
fassungsbeschwerden vor. Über diese wird 
voraussichtlich noch im Jahr 2018 entschie-
den werden.


